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(Nr. 8955.) Geſetz zur Abänderung des Geſetzes, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, 
vom 25. Dezember 1869. Vom 20. Auguſt 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, was folgt: 
Artikel J. 

Die $$.7 Abſatz 2, 8 Abſatz 2, 20 Abſatz 1 und 29 Abſatz 1 Ziffer 16, e 
und 3 des Geſetzes, betreffend die Landesbank in Wiesbaden, vom 25. Dezember 
1869 (Geſetz-Samml. S. 1288) werden durch nachſtehende, den bisherigen Siffer- 
zahlen entſprechende Beſtimmungen erſetzt. 

$. 7 Abſatz 2. 

Aus den Ueberſchüſſen, ſowie aus den etwaigen außerordentlichen Einnahmen 
iſt ein Reſervefonds zu bilden, welcher mindeſtens bis zur Höhe von 3 Prozent 
der Verbindlichkeiten der Bank zu bringen iſt, und welcher dazu dient, etwa 
rückſtändige Amortiſationsbeiträge, Zinſen und Koſten vorzuſchießen und etwaige 
Ausfälle zu decken. Dieſer Fonds, welchem, bis er die angegebene Höhe erreicht 
hat, ſeine eigenen Zinſen zuwachſen, darf nur in Schuldverſchreibungen, welche 
von dem Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate mit geſetzlicher 
Ermächtigung ausgeſtellt ſind, oder in Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung 
von dem Deutſchen Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate geſetzlich 
garantirt iſt, oder in Rentenbriefen der zur Vermittelung der Ablöſung von Renten 
in Preußen beſtehenden Rentenbanken, oder in Schuldverſchreibungen, welche von 
Deutſchen kommunalen Korporationen (Provinzen, Kreiſen, Gemeinden ꝛc.) oder 
von deren Kreditanſtalten ausgeſtellt und entweder ſeitens der Inhaber kündbar 
ſind oder einer regelmäßigen Amortiſation unterliegen, belegt werden. 

F. 8 Abſatz 2. 

Auch iſt fie befugt, die im $. 7 bezeichneten Papiere mit dieſen Geldern, 

jedoch höchſtens auf drei Monate und mit einem Abſchlage von mindeſtens zehn 
Geſ. Samml. 1883. (Nr. 8955.) 54 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. September 1883. 


Prozent des Kurswerthes, jedoch nie über den Nominalwerth, zu beleihen. Die 
hierdurch gewonnenen Zinſen fließen dem Reſervefonds zu, bis derſelbe die geſetz⸗ 
liche Höhe erreicht hat. 5 

F. 20 Abſatz 1. 


Die gekündigten Schuldſcheine (§§. 18 und 19) müſſen bis zum Rück⸗ 
zahlungstage im kursfähigen Zuſtande und mit den an dieſem Tage noch nicht 
fälligen Kupons eingeliefert werden, wonächſt dann die Zahlung des Kapitals 
ohne Prüfung der Legitimation des Präſentanten, jedoch nur ſoweit erfolgt, als 
die baaren Mittel der Bank hierzu ausreichen. 

F. 29 Abſatz 1. 

1 e) gegen Beleihung der im F. 7 Abſatz 2 dieſes Geſetzes bezeichneten 
Papiere. Darlehne dieſer Art dürfen höchſtens auf die Dauer von 
drei Monaten und ſtets nur ſo gewährt werden, daß ihr Betrag 
mindeſtens zehn Prozent hinter dem Nominalwerthe, oder wenn der 
Kurswerth niedriger iſt, hinter dieſem zurückbleiben muß; 

e) gegen Schuldſchein längſtens auf ein Jahr mit dem Rechte gegen⸗ 
ſeitiger vierteljährlicher Kündigung, wenn ein oder mehrere ſichere 
und ſolide Einwohner des Regierungsbezirks Wiesbaden, unter Verzicht 
auf die Einreden der gegen den Hauptſchuldner zu erhebenden 
Vorausklage und der Theilung unter Mitbürgen für Kapital, Zinſen 
und Koſten ſolidariſch Bürgſchaft leiſten ; 

3) durch zinsbare Belegung bei der Reichsbank. 

Artikel II. 

Dem $. 29 tritt als Nr. 4 folgende Beſtimmung hinzu: 

4) durch Ankauf und zeſſionsweiſe Uebernahme ausſtehender Geldforderungen 
für verkaufte oder verſteigerte, im kommunalſtändiſchen Bezirke belegene 
Immobilien, ſofern dieſe Forderungen terminsweiſe binnen längſtens 
fünf Jahren fällig werden und hypothekariſch oder durch Eigenthums⸗ 
vorbehalt an den veräußerten Immobilien geſichert ſind, mit der 
Maßgabe, daß, wenn und ſo lange das für den Ausſtand beſtellte 
Pfand nicht doppelte Sicherheit ($. 10) gewährt, zur Ergänzung der 
letzteren weitere Sicherheit durch ausreichende Bürgſchaft (Nr. L e) ge 
leiſtet werden muß. 

Artikel III. 

Die Vorſchrift des zweiten Satzes des $. 12 des Geſetzes, betreffend die 
Landesbank in Wiesbaden, vom 25. Dezember 1869 tritt außer Kraft. 

Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 20. Auguſt 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Maybach. Lucius. Friedberg. v. Scholz. Gr. v. Hatzfeldt. 
Bronſart v. Schellendorff. 


— 333 — 
(Nr. 8956.) Geſetz, betreffend die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber den Ufer⸗ 
beſitzern an öffentlichen Flüſſen. Vom 20. Auguſt 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den geſammten 
Umfang der Monarchie, was folgt: 
N 
Dieſes Geſetz findet Anwendung auf alle öffentlichen Flüſſe, ſoweit deren 
Schiffbarkeit reicht. Ueber die Schiffbarkeit im Sinne dieſes Geſetzes entſcheidet 
im Zweifelsfalle mit Ausſchluß des Rechtsweges, jedoch vorbehaltlich des Rekurſes 
an den zuſtändigen Miniſter, der Oberpräſident. 


$. 2. 
Vor Feſtſtellung der zur Zeit noch nicht endgültig feſtgeſtellten Pläne zur 
Regulirung öffentlicher Flüſſe find die Betheiligten zu hören. 
Daſſelbe gilt von der Abänderung endgültig feſtgeſtellter Pläne. 
Die Anhörung der Betheiligten kann in ſolchen Fällen unterbleiben, in 
welchen die Ausführung der Regulirung nicht ohne überwiegenden Nachtheil für 
das Gemeinweſen ausgeſetzt werden kann. 


ER 

Auf Anordnung der Strombauverwaltung haben die Uferbefiger gegen 
Entſchädigung zu den im öffentlichen Intereſſe anzulegenden Deckwerken, Buhnen, 
Coupirungen oder anderen Stromregulirungswerken den erforderlichen Grund und 
Boden, ſowie die nöthigen Arbeitsplätze zur Benutzung einzuräumen, die Anfuhr, 
das Aufſetzen und Lagern der Baumaterialien und einen beſtimmten Zugang der 
Arbeiter und des Aufſichtsperſonals zu den Arbeitsplätzen, ſowie die Entnahme 
der erforderlichen Erde und den Anſchluß der Werke an das Ufer zu geſtatten. 

In gleicher Weiſe ſind ſie verpflichtet, das Aufſtellen von Vorrichtungen 
zum Räumen des Flußbettes, das Ablagern, Bearbeiten und die Abfuhr ge— 
räumter Hölzer und anderer verſunkener Gegenſtände zu geſtatten. 

Die Entnahme von Erde und die Anfuhr von Materialien über die Ufer- 
grundſtücke iſt nicht in Anſpruch zu nehmen, ſofern das Bedürfniß anderweit 
ohne unverhältnißmäßige Koſten befriedigt werden kann. 

Durch die Entnahme von Erde darf die beſtehende Uferhöhe nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Uferbeſitzers verringert werden, ſofern dadurch das Uebertreten des 
Hochwaſſers auf die angrenzenden Ländereien früher als bisher herbeigeführt wird. 

Der Abfluß vorhandener Gräben darf ohne Genehmigung der Intereſſenten 
nicht gehindert werden. 25 


Der Anordnung der Strombauverwaltung ($. 3) muß die Anhörung der 
betheiligten Uferbeſitzer vorausgehen. 
(Nr. 8956.) 54* 
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Der Uferbeſitzer ift mit Ausnahme der Fälle, in welchen es ſich um Ein⸗ 
räumung von Grund und Boden zur Anlegung von Deckwerken, Buhnen, 
Coupirungen oder anderen Stromregulirungswerken handelt, befugt, die Ent⸗ 
ſcheidung des Landraths, in Stadtkreiſen der Ortspolizeibehörde (in Hannover 
der betreffenden Obrigkeit), über den Gegenſtand und den Umfang der der Strom⸗ 
bauverwaltung einzuräumenden Rechte zu beantragen. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht beiden Theilen innerhalb zwei Wochen nach 
der Zuſtellung die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten zu. 

Die Strombauverwaltung kann in Fällen, in welchen die Ausführung 
nicht ohne überwiegenden Nachtheil für das Gemeinweſen ausgeſetzt werden kann, 
die ihr im F. 3 eingeräumten Befugniſſe ausüben, obwohl von dem Uferbeſitzer 
die Entſcheidung des Landraths beantragt iſt. 


§. 5. 

Anlandungen, welche in Folge von Anlagen der in F. 3 gedachten Art 
entſtehen, gehören Demjenigen, an deſſen Ufer ſich dieſelben angeſetzt haben, nach 
denſelben Grundſätzen, wie die ſich von ſelbſt bildenden Anlandungen; der Ufer⸗ 
beſitzer darf jedoch, vorbehaltlich der Beſtimmungen des F. 6, nicht ohne Ge⸗ 
nehmigung der Strombauverwaltung in den Beſitz der ſo entſtehenden An⸗ 
landungen treten. 

Die Strombauverwaltung iſt berechtigt, die gedachten Anlandungen, mögen 
ſie in Zukunft entſtehen oder bereits entitanden fein, auszubilden und ſoweit zu 
befeſtigen, daß ſie ohne Nachtheil für den Strom mit Vorbehalt der Vorſchriften 
der $$. 7 und 10 benutzt werden können. Zu dieſem Zwecke tritt der Staat in 
den Beſitz und in die Nutzung derſelben. 

Dem Uferbeſitzer muß jedoch die Verbindung mit dem Fluſſe ſelbſt und 
deſſen Benutzung, ſoweit es ſeine wirthſchaftlichen Intereſſen fordern, geſtattet werden. 

Liegen die künſtlichen Anlandungen vor öffentlichen Fähren, Anlande⸗ 
plätzen u. ſ. w., ſo hat die Strombauverwaltung deren Ausbildung und demnächſtige 
Freigebung möglichſt zu beſchleunigen, auch Fürſorge für zweckentſprechenden Zu⸗ 
gang zur Fähre zu treffen. 

Im Falle einer Verpachtung iſt bei gleichem Gebot dem Uferbeſitzer der 
Vorzug zu geben. 

Das Jagdrecht ſteht dem Uferbeſitzer zu; die Ausübung deſſelben unter⸗ 
liegt jedoch, abgeſehen von den Vorſchriften der Jagdpolizeigeſetze, der Beſchränkung, 
daß die Strombauverwaltung das Betreten der Anlandung zu verbieten berechtigt iſt. 


F. 6. 

Sobald das im $. 5 bezeichnete Ziel erreicht iſt, die zur Erreichung des⸗ 
ſelben erforderlichen Arbeiten ſeitens der Strombauverwaltung eingeſtellt ſind, 
oder die Strombauverwaltung von der ihr gemäß F. 5 Abſatz 2 zuſtehenden Be— 
fugniß nicht Gebrauch macht, ſteht dem Uferbeſitzer das Recht zu, gegen Erſtattung 
des Werths der durch die Anlagen entſtandenen Anlandung in den Beſitz derſelben 


. 
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zu treten. Der zu erftattende Betrag darf die vom Staate aufgewendeten Koſten 
nicht überſteigen. 

Welcher Betrag dem Staate zu erſtatten iſt, wird in Ermangelung gütlicher 
Einigung im ſchiedsrichterlichen Verfahren feftgeftellt. Die Zahl der Schiedsrichter 
und die Perſonen derſelben werden, ſofern die Parteien ſich darüber nicht einigen, 
auf ſchriftlichen Antrag des einen Theils und nach Anhörung des anderen von 
dem Kreisausſchuß (Stadtausſchuß) und in denjenigen Provinzen, für welche das 
Geſetz über die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 
1880 (Geſetz-Samml. S. 291) nicht gilt, von der im $. 4 bezeichneten Behörde 
des Bezirks, in welchem das Grundſtück belegen iſt, feſtgeſtellt. 

Die durch das ſchiedsrichterliche Verfahren hervorgerufenen Koſten tragen 
die Parteien zu gleichen Theilen. 


. 7. 

So lange die Stromregulirungswerke (F. 3) als ſolche vom Staate er⸗ 
halten werden, iſt die Strombauverwaltung berechtigt, jede Benutzung der an⸗ 
ſtoßenden Anlandungen ($$. 5, 6), welche diefen Werken ſchädlich werden könnte, 
zu unterſagen. 


$. 8. 

Die Strombauverwaltung ift berechtigt, gegen Entſchädigung, nach An⸗ 
hörung der betheiligten Uferbeſitzer, Anlandungen, Sandbänke, Felſen, Inſeln 
oder vortretende Uferſtrecken abzutreiben oder ſonſt zu beſeitigen, wenn dies nach 
dem endgültig feſtgeſtellten Regulirungsplane zur Beförderung der Schifffahrt, 
zur Wiederherſtellung des ordentlichen Laufes des Fluſſes, oder im Intereſſe der 
Landeskultur oder der öffentlichen Sicherheit erforderlich iſt. 

Die Höhe der Entſchädigung beſtimmt fi) nach den $$. 8 bis 10 und 13 
des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigenthum vom 11. Juni 1874 
(Geſetz-Samml. ©. 221). 

Die Entſchädigungsſumme iſt an den Eigenthümer des Grundſtücks zu 
zahlen. Wenn jedoch vor der Zahlung Nutzungs-, Gebrauchs- oder Servitut⸗ 
berechtigte, Pächter oder Miether des beſeitigten Terrains der zahlenden Kaſſe 
durch einen Gerichtsvollzieher eine Erklärung haben zuſtellen laſſen, daß ſie aus 
der Entſchädigungsſumme Erſatz ihres Schadens beanſpruchen, ſowie in den 
durch F. 37 Abſatz 1 Nr. 2 und 3 a. a. O. bezeichneten Fällen iſt die Ent⸗ 
ſchädigungsſumme zu hinterlegen. Der $. 37 Abſatz 2 und 3 und H. 38 a. a. O. 
finden Anwendung. 


§. 9. 

In Ermangelung gütlicher Einigung wird die Höhe der in den Fällen 
der $$. 3 und 8 zu gewährenden Entſchädigung auf Antrag des einen oder des 
andern Theils von dem Kreisausſchuß (Stadtausſchuß) und in denjenigen Pro- 
vinzen, für welche das Geſetz über die Organiſation der allgemeinen Landes- 

(Nr. 8956.) 
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verwaltung vom 26. Juli 1880 nicht gilt, von der in $. 4 bezeichneten Behörde 
auf Grund vollſtändigek Erörterung zwiſchen den Parteien und, ſoweit dies er⸗ 
forderlich erſcheint, ſachverſtändiger Abſchätzung durch Beſchluß feſtgeſetzt. 
3 Die durch dieſes Verfahren entſtehenden baaren Auslagen fallen dem Fiskus 
zur Laſt. 
Gegen den Beſchluß ſteht binnen neunzig Tagen nach der Zuſtellung beiden 
Theilen der Rechtsweg offen. 


$. 10. 

Die Bepflanzung oder anderweitige Befeſtigung, ſowie die gänzliche oder 
theilweiſe Beſeitigung dieſer Grundſtücke ($$. 6 und 8) unterliegt der Genehmigung 
der Strombauverwaltung. Letztere kann verlangen, daß der Beſitzer dieſelben 
mit Weiden bepflanze und die Weidenpflanzung unterhalte. Wird der Auf⸗ 
forderung nicht innerhalb der geſtellten Friſt entſprochen, fo iſt die Strombau⸗ 
verwaltung berechtigt, die Bepflanzung beziehungsweiſe die Unterhaltung der 
Pflanzung ſelbſt vorzunehmen. 

In dieſem Falle ſteht ihr die Nutzung ſolcher Pflanzungen mit der Maß⸗ 
gabe zu, daß der die gemachten Aufwendungen etwa überſteigende Ertrag dem 
Uferbefiger zu überweiſen iſt. Rechnungslegung findet nicht ſtatt. 

Dem Uferbeſitzer iſt die Unterhaltung und Nutzung der Pflanzung wieder 
zu überlaſſen, wenn er die durch die Nutzung nicht gedeckten Aufwendungen 
erſtattet und die künftige ordnungsmäßige Unterhaltung, nöthigenfalls unter aus⸗ 
reichender Sicherſtellung, übernimmt. 


. 11. 


Das Betreten aller Anlandungen, Sandbänke, Inſeln, ſowie der Ufer 
ſelbſt, das Setzen von Stations- und Feſtpunktſteinen, ſowie von Schifffahrts⸗ 
und ſonſtigen Merkzeichen iſt den Beamten und den mit Legitimation derſelben 
verſehenen Beauftragten der Strombauverwaltung zu dienſtlichen Zwecken jederzeit 
geſtattet. Soweit nicht Gefahr im Verzuge iſt, hat dem Setzen der Merkzeichen xx. 
die Anhörung der Beſitzer vorauszugehen. 

Entſtehen durch die erwähnten Handlungen Beſchädigungen, ſo hat der 
Uferbeſitzer auf Erſatz des Schadens Anſpruch. 


$. 12. 

Für Abſpülungen und Beſchädigungen der Ufer, welche durch die Strom— 
bauten hervorgerufen werden, hat der Staat Erſatz zu leiſten, auch wenn dieſelben 
nicht beabſichtigt waren. 

Erſatz kann nicht beanſprucht werden, ſofern die Abſpülung bei Erfüllung 
der den Uferbeſitzern obliegenden Pflicht zum Uferſchutz abgewendet worden wäre. 

Im Verwaltungswege iſt, ſoweit dies thunlich, Fürſorge dafür zu treffen, 
daß durch entſprechende Vorrichtungen dem in Folge von Strombauwerken ent- 
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ſtehenden, im Regulirungsplane nicht vorgeſehenen Abbruch der Ufer vorgebeugt 


werde und daß da, wo ſolcher dennoch ſtattfindet, gegen weitere Beſchädigung 
Schutzmaßregeln ergriffen werden. 


$. 13. 


Zur Ausübung der der Strombauverwaltung in dieſem Geſetze beigelegten 
Befugniſſe ſind deren Lokalbaubeamten zuſtändig. 

Gegen die von ihnen getroffenen Anordnungen findet unbeſchadet der im 
$. 4 vorgeſehenen Entſcheidung des Landraths ꝛc. die Beſchwerde in den Bezirken 
der Rhein-, Elb⸗ und Oderſtrombaudirektion an den Oberpräſidenten der Rhein— 
provinz, beziehungsweiſe von Sachſen und Schleſien, im Stadtbezirke Berlin an 
den Oberpräſidenten, im Uebrigen an die Regierungspräſidenten beziehungsweiſe 
Landdroſten, gegen den auf die Beſchwerde erlaſſenen Beſcheid unter den Voraus- 
ſetzungen des F. 63 Abſatz 3 und 4 des Geſetzes über die Organiſation der 
allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſetz-Samml. S. 291) 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgericht oder die Be— 
ſchwerde an den zuſtändigen Miniſter ſtatt. 

Zu den Anordnungen im Sinne dieſes Paragraphen gehören auch die 
Beſchlüſſe darüber, ob die Vorausſetzungen für die Beſitzübertragung nach $. 6 
als vorhanden anzuerkennen ſind. 


$. 14. 


Wer ohne Genehmigung der zuſtändigen Behörde oder unter eigenmächtiger 
Abweichung von dem genehmigten Ausführungsplane Anlandungen, Sandbänke, 
Felſen, Inſeln oder vortretende Uferſtrecken, letztere, ſoweit deren Abtreibung in 
den endgültig feſtgeſtellten Regulirungsplänen vorgeſehen iſt, bepflanzt oder ander⸗ 
weitig befeſtigt, ganz oder theilweiſe beſeitigt oder künſtliche Anlandungen ungeachtet 
der Unterſagung durch die zuſtändige Behörde in einer den Stromregulirungs⸗ 
werken ſchädlichen Weiſe benutzt, wird, ſofern er nicht nach den allgemeinen 
Strafgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt, mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig 
Mark oder Haft beſtraft. 

Die Strombauverwaltung iſt befugt, die Beſeitigung nicht genehmigter 
Anpflanzungen der gedachten Art anzuordnen. Für den Fall, daß der Unter⸗ 
nehmer die Beſeitigung innerhalb der ihm beſtimmten Friſt nicht ſeinerſeits be— 
wirkt, iſt die Strombauverwaltung befugt, die Beſeitigung auf Koſten des Unter— 
nehmers zu bewirken. 


F. 15. 


Inſoweit die für einzelne Landestheile geltenden Vorſchriften Materien 
betreffen, welche Gegenſtand dieſes Geſetzes ſind, treten dieſelben außer Kraft. 
Die Spezialvorſchriften über die Pflicht zur Aufnahme der Baggererde 
und des Schlammes bleiben jedoch mit der Maßgabe in Kraft, daß den Ufer- 
(Nr. 8956—8957.) 
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beſitzern für die ihnen zu Zwecken der Strombauverwaltung obliegenden Duldungen 
und Leiſtungen Entſchädigung zu gewähren iſt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 20. Auguſt 1883. 


(L. S.) Wilhelm. 


Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Scholz. 
Gr. v. Hatzfeldt. Bronſart v. Schellendorff. 


(Nr. 8957.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der Ufer⸗, Ward und Hegungsordnung für 
das Herzogthum Schleſien und die Grafſchaft Glatz, vom 12. September 1763. 
Vom 20. Auguſt 1883. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

Die Ufer⸗, Ward⸗ und Hegungsordnung für das Herzogthum Schleſien und 
die Grafſchaft Glatz vom 12. September 1763 und das Geſetz vom 11. April 
1872 (Geſetz⸗Samml. S. 375) werden aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 20. Auguſt 1883. 
(I. S.) Wilhelm. 


Maybach. Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Scholz. 
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